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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Zählung im Handel sowie im Gaststätten- 
und Beherbergungsgewerbe (Handelszählungsgesetz 1959) 

— Drucksache 1104 — 

mit den Beschlüssen des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung im 
Handel sowie im Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe 

(Handelszählungsgesetz 1959) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Im Handel und im Gaststätten- und Beherber- 
gungsgewerbe wird eine Zählung als Bundessta- 
tistik durchgeführt. Sie umfaßt 

1. eine allgemeine Zählung (Handels- und Gast- 
stättenzählung; §§ 2 bis 5); 

2. eine repräsentative ' Ergänzungserhebung zur 
Handels- und Gaststättenzählung (Ergänzungs- 
erhebung; §§ 6 und 7). 


ZWEITER ABSCHNITT 

Handels- und Gaststättenzählung 

§ 2 

Die Handels- und Gaststättenzählung (§ 1 Nr. 1) 
wird im Handel mit Stichtag 30. September 1959, im 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe mit Stich- 
tag 31. August 1959 durchgeführt. 

§ 3 

(1) Die Handels- und Gaststättenzählung erfaßt 
folgende Tatbestände: 

1. die beschäftigten Personen und die ge- 
leisteten Arbeitsstunden der Teilbeschäf- 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über eine Zählung im 
Handel sowie im Gaststätten- und Beherbergungs- 
gewerbe 

(Handelszähiungsgesetz 1960) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

unverändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Handels- und Gaststättenzählung 

§ 2 

Die Handels- und Gaststättenzählung (§ 1 Nr. 1) 
wird im Handel mit Stichtag 30. September 1960 , im 
Gaststätten- und Beherbergungsgewerbe mit Stich- 
tag 31. August 1960 durchgeführt. 

§ 3 

(1) Die Handels- und Gaststättenzählung erfaßt 
folgende Tatbestände: 

1. unverändert 
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tigten am Stichtag der Zählung oder in 
dem Monat, in dem der Stichtag der Zäh- 
lung liegt; 

2, a) den Umsatz, 

b) den Wareneingang, 

c) die Löhne, Gehälter und Sozialaufwen- 
dungen 

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, 
das dem Stichtag der Zählung vorausge* 
gangen ist; 

3. a) den Waren- und Materialbestand, 
b) die Außenstände 

am Anfang und am Ende des Kalender- 
jahres oder Geschäftsjahres, das dem 
Stichtag der Zählung vorausgegangen ist. 


(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbe- 
ständen werden Angaben zur Kennzeichnung der 
Unternehmen und Betriebe erhoben, die zu einer 
zutreffenden Beurteilung der Meldepflicht und der 
statistischen Zuordnung der Unternehmen und Be- 
triebe erforderlich sind. 

§ 4 

(1) Auskunftspflichtig für die Handels- und Gast- 
stättenzählung sind 

1. die Unternehmen des Einzelhandels (ein- 
schließlich Versand-, Markt- und ambulan- 
ter Handel sowie Apotheken), 

2. die Unternehmen des Großhandels (ein- 
schließlich Einkaufs- und Verkaufsver- 
einigungen und Verlagsbuchhandel), 

3. die Unternehmen des Handelsvertreter- 
und Handelsmaklergewerbes, soweit sie 
den An- und Verkauf von Waren vermit- 
teln, 

4. die Unternehmen des Gaststätten- und Be- 
herbergungsgewerbes. 


(2) Die Zählung erstreckt sich auch auf indu- 
strielle Unternehmen, die durch eigene, rechtlich 
unselbständige offene Verkaufsstellen eigene Er- 
zeugnisse unmittelbar an Letztverbraucher liefern. 
Sie erfaßt bei diesen Unternehmen nur die in Satz 1 
bezeichneten Verkaufsstellen und die in § 3 Abs. ’i 
Nr. 1 und 2a und Abs. 2 bezeichneten Tatbestände. 
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2. unverändert 


3. unverändert 


4. die Beherbergungskapazität (nur in Be- 
herbergungsbetrieben) am Ende des Ka- 
lenderjahres oder Geschäftsjahres, das 
dem Stichtag der Zählung vorausgegan- 
gen ist 

(2) Außer den in Absatz 1 bezeichneten Tatbe- 
ständen werden Angaben zur Kennzeichnung der 
Unternehmen und Betriebe erhoben, die zu einer 
zutreffenden Beurteilung der statistischen Zuord- 
nung der Unternehmen und Betriebe erforderlich 
sind. 

§ 4 

(1) Auskunftspflichtig für die Handels- und Gast- 
stättenzählung sind 

1. die Unternehmen des Einzelhandels (ein- 
schließlich Versand- und Markthandel, 
Warenhandel außerhalb einer festen Be- 
triebsstätte sowie Apotheken), 

2. die Unternehmen des Großhandels und 
des Außenhandels (einschließlich Ein- 
kaufs- und Verkaufs Vereinigungen und 
Verlagsbuchhandel), 

3. unverändert 


4. unverändert 

(la) Auskunftspflichtig sind auch die in die Hand- 
werksrolle eingetragenen Inhaber von Handwerks- 
betrieben, die Handel mit fremden Erzeugnissen, 
Handelsvermittlung oder Gaststätten betreiben. Die 
Zählung erstreckt sich auf höchstens 60 000 dieser 
Betriebe. 

(2) unverändert 
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(3) Bei Unternehmen mit Zweigniederlassungen. 
Verkaufsfilialen und sonstigen von der Hauptnie- 
derlassung räumlich getrennt liegenden Betriebs- 
stätten sind die Auskünfte auch getrennt für die 
einzelnen Niederlassungen zu erteilen. 

§ 5 

Die Finanzämter teilen den erhebenden Stellen 
Anschrift und Gewerbekennziffer aller Unterneh- 
men im Sinne des Umsatzsteuergesetzes mit. Zur 
Feststellung der Anschriften der nach § 4 Abs. 2 
zu befragenden Unternehmen wird im Jahre 1959 
eine einmalige Befragung im Rahmen der durch das 
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 720) angeordneten Statistik 
durchgeführt, 

DRITTER ABSCHNITT 

Ergänzungserhebung 
zur Handels- und Gaststättenzählung 
(Ergänzungserhebung) 

§ 6 

Die Ergänzungserhebung erfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. a) die Umsatzstruktur, 

b) die Struktur des Wareneingangs, 

c) die Aufwendungen für Lohnaufträge und 
die Heimarbeiterentgelte 

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, das 
dem Stichtag der Zählung vorausgegangen ist; 

2. die Aktiva und Passiva nach der Einkommen- 
und Körperschaftsteuerbilanz am Anfang 
und am Ende des Kalenderjahres oder Ge- 
schäftsjahres, das dem Stichtag der Zählung 
vorausgegangen ist; 


3. die Anschaffung und den Verkauf von Anlage- 
vermögen in den Kalenderjahren 1957 und 
1958 oder in den beiden dem Stichtag der 
Zählung vorausgegangenen Geschäftsjahren. 


§ 7 

Auskunftspflichtig für die Ergänzungserhebung 
sind die in § 4 Abs. 1 bezeichneten Unternehmen. 
Die Erhebung wird bei höchstens 15 vom Hundert 
dieser Unternehmen durchgeführt. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 5 

Die Finanzämter teilen den erhebenden Stellen 
Anschrift und Gewerbekennziffer aller Unterneh- 
men im Sinne des Umsatzsteuergesetzes mit. Zur 
Feststellung der Anschriften der nach § 4 Abs. 2 
zu befragenden Unternehmen wird im Jahre 1960 
eine einmalige Befragung im Rahmen der durch das 
Gesetz über die Allgemeine Statistik in der Indu- 
strie und im Bauhauptgewerbe vom 15. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 720) angeordneten Statistik 
durchgeführt. 

DRITTER ABSCHNITT 

Ergänzungserhebung 
zur Handels- und Gaststättenzählung 
(Ergänzungserhebung) 

§ 6 

Die Ergänzungserhebung erfaßt folgende Tatbe- 
stände: 

1. a) unverändert 

b) unverändert 

c) die Aufwendungen für Lohnaufträge beim 
Groß-, Außen- und Einzelhandel sowie die 
Heimarbeiterentgelte beim Einzelhandel 

in dem Kalenderjahr oder Geschäftsjahr, das 
dem Stichtag der Zählung vorausgegangen ist; 

2. die Aktiva und Passiva (soweit sie zur Er- 
mittlung der Vermögens- und Kapitalstruktur 
erforderlich sind) nach der Einkommen- und 
Körperschaftsteuerbilanz am Anfang und am 
Ende des Kalenderjahres oder Geschäftsjah- 
res, das dem Stichtag der Zählung voraus- 
gegangen ist; 

3. die Anschaffung und den Verkauf von Anlage- 
vermögen in den Kalenderjahren 1958 und 
1959 oder in den beiden dem Stichtag der 
Zählung vorausgegangenen Geschäftsjahren. 

4. in Unternehmen des Außenhandels 

a) Angaben über das Warenlager im Inland 
und im Ausland, 

b) Angaben über die im Ausland gegründe- 
ten oder erworbenen, rechtlich selbständi- 
gen Unternehmen, über die im Ausland 
errichteten Zweigniederlassungen und über 
die Beteiligungen an Unternehmen im 
Ausland. 

§ 7 

unverändert 
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VIERTER ABSCHNITT 
Schlußvorschriften 


§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 7a 

Zur Erzielung vergleichbarer Ergebnisse kann 
der Bundesminister für Wirtsdiaft im Benehmen 
mit der Regierung des Saarlandes durch Rechtsver- 
ordnung, welche nidit der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, für das Saarland die Stichtage, das 
Erhebungsjahr und die Berichtszeiträume der Han- 
dels- und Gaststättenzählung abweichend von den 
Vorschriften der §§ 2, 5 und 6 Nr. 3 regeln. 

§ 8 

unverändert 


§ 9 

entfällt 
§ 10 

u n v e r ä n d e r t 
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